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„Augsburger Weg“ – eine Sackgasse für die Belegschaft
Presse-Druck hat die Tarifbindung verlassen – Betriebsvereinbarungen und  
Einzelarbeitsverträge gehen zu Lasten der Belegschaft

Beim Augsburger Presse-Druck- und Verlagsunternehmen Augsburg 
tut sich Merkwürdiges. Noch vor wenigen Monaten verhandelten ver.
di und die Geschäftsleitung über eine Standortsicherung. Vom Ma-
nagement als „Augsburger Weg“ bezeichnet. Heute ist alles anders: 
Das Unternehmen, in dem die Augsburger Allgemeine erscheint, hat 
die Verhandlungen mit der Gewerkschaft abgebrochen, hat sich aus 
der Tarifbindung gestohlen, trifft allein Vereinbarungen mit dem Be-
triebsrat und präsentiert den rund 50 Beschäftigten in der Rotation 
neue Einzelarbeitsverträge. Erstes Ergebnis: Sie verlieren Geld, ihren 
Schutz durch Tarifverträge und Schutz vor Entlassungen. Der Augsbur-
ger Weg entpuppt sich als Sackgasse für die Belegschaft. 

Ziel: Arbeitsplätze erhalten

Von vorne: Die Geschäftsleitung plant, innerhalb der nächsten sieben 
bis zwölf Jahren neue Rotationsmaschinen anzuschaffen. Wie viele, 
das ist noch unklar. Die Zahl der Beschäftigten im Druckbereich soll 
etwa auf rund 25 halbiert werden. Wie üblich in solchen Fällen ver-
handelte ver.di gemeinsam mit der Geschäftsleitung. Ziel war ein Ta-
rifvertrag zur Sicherung des Standorts und der Arbeitsplätze. Beide 
Seiten hatten sich auf passable Eckpunkte einer Altersteilzeitregelung 
geeinigt, man schien auf einem guten Weg. Strittig war allerdings die 
Forderung der Geschäftsleitung, bei den künftigen Rotationsmaschi-
nen keine Maschinenbesetzung mehr beziffern zu wollen. Ob drei, 
zwei oder nur ein Drucker an der Maschine arbeitet, darauf wollte sich 
die Geschäftsleitung nicht festlegen. »Darauf kann sich 
ver.di nicht einlassen, das wäre einem Blankoscheck fürs 
Unternehmen gleichgekommen«, erklärt Rudi Kleiber. 

ver.di rät von neuem Schichtplan ab

Noch während der Verhandlungen um einen Standort-
sicherungstarifvertrag will die Geschäftsführung aus 
angeblich produktionstechnischen Gründen den Schicht-
plan ändern. ver.di und die Anwältin des Betriebsrats 
empfehlen dem Betriebsrat, die Änderung abzulehnen.  
Schichtarbeiter würden dadurch einen vierstelligen Be-
trag im Jahr verlieren, die Belastung würde steigen, die 
Unterbesetzung wäre nicht gelöst. Die Anwältin des 
Betriebsrats verweist auf das Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrats und zeigt seine Möglichkeiten auf: Der Be-
triebsrat kann der Schichtplanänderung die Zustimmung 
verweigern, dann muss der Arbeitgeber die Einigungs-
stelle anrufen, dort würde die Begründung des Arbeitge-
bers bewertet. 

Doch die Mehrheit des Betriebsrats beschließt, auf die Mitbestim-
mungsrechte zu verzichten und hofft darauf, dass der Arbeitgeber 
sein Versprechen einlöst und als Ausgleich für den finanziellen Verlust 
einen Ausgleich bezahlt . Das ist unklug, sagt Rudi Kleiber. Wer wäh-
rend laufender Tarifverhandlungen der Geschäftsleitung nachgibt, 
schwächt die Verhandlungsposition für die Beschäftigten und signali-
siert dem Arbeitgeber, dass mit Gegenwehr nicht zu rechnen ist. 

Betriebsrat verliert Mittel zur Durchsetzung

Tatsächlich bricht die Geschäftsleitung die Tarifverhandlungen ab, 
storniert die Termine mit ver.di und teilt der Gewerkschaft mit, dass 
das Unternehmen fortan keinen Tarifvertrag mehr anwenden wird und 
in die OT-Mitgliedschaft (ohne Tarifbindung) im Verband Druck und 
Medien Bayern wechselt.

Statt mit ver.di zu verhandeln, wendet sich die Geschäftsleitung an 
den Betriebsrat und schließt mit ihm eine Betriebsvereinbarung ab. 
Das Problem: Solche Betriebsvereinbarungen verstoßen in der Regel 
immer gegen das Gesetz. 

Denn der Gesetzgeber hat festgelegt, dass Löhne, Zuschläge, Arbeits-
zeit und auch Maschinenbesetzungen in Tarifverträgen geregelt und 
mit Gewerkschaften und nicht mit dem Betriebsrat ausgehandelt wer-
den.  >>> weiter auf Seite 2

Presse-Druck- und Verlags-GmbH, Augsburg 
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Die erste Hürde ist geschafft: 102.137 Unterschriften hat das 
Bündnis „Stoppt den Pflegenotstand an Bayerns Krankenhäu-
sern“ am 9.10.2018 präsentiert. Es ist die bislang höchste An-
zahl an Unterschriften, die je im Rahmen eines Zulassungsan-
trags für ein Volksbegehren in Bayern gesammelt wurden – und 
das nach einer nur zweimonatigen Sammelphase.

Aktive des Volksbegehrens versammelten sich heute mit Bannern, 
Fahnen und den gesammelten Unterschriften vor dem Bayerischen 
Innenministerium. Mit tatkräftiger Unterstützung des Bayerischen 
Löwen wurde die Pflege in Bayern reanimiert. Pflegekräfte aus baye-
rischen Kliniken, die erfolgreich die Unterschriften gesammelt haben, 
berichteten von ihrem Arbeitsalltag sowie den zahlreichen Gesprä-
chen und gemeinsamen Erfahrungen während der Sammelphase. 
Auch die Vorsitzenden der im Bündnis vertretenen Parteien, Natascha 
Kohnen (BayernSPD), Eike Hallitzky (Bündnis90/Die Grünen) und Ates 
Gürpinar (DIE LINKE. Bayern) nahmen an der Aktion teil.

102.137 Unterschriften gegen den Pflegenotstand in Bayern
Vor einer beeindruckenden Kulisse aus Unterschriftenstapeln beton-
te der Beauftragte des Volksbegehrens, Harald Weinberg (MdB DIE 
LINKE): „Die Personaluntergrenzen von Bundesgesundheitsminister 
Spahn sind blanker Hohn. Sie gelten nur für vier Bereiche und werden 
keine Entlastung bringen. Mit diesen Personalvorgaben wird der Pfle-
genotstand gesetzlich festgeschrieben, nicht behoben. Mit unserem 
Volksbegehrens zeigen wir, dass es anders geht: Wir wollen einen 
gesetzlichen Personalschlüssel für alle Stationen in den Krankenhäu-
sern durchzusetzen. Nur so können die Qualität der PatientInnenver-
sorgung sowie die Arbeitsbedingungen im Krankenhaus verbessert 
werden.“

Adelheid Rupp, stellvertretende Beauftragte des Volksbegehrens: 
„Nach den motivierenden Erfahrungen und der breiten Unterstützung 
während der Sammelphase sind wir zuversichtlich, eine Verbesserung 
der Krankenhauspflege zu erreichen. Auch jenseits der Unterschriften-
sammlung hat das Volksbegehren die Pflegebewegung in Bayern ...

>>> weiterlesen auf unserer Homepage

Übergabe der gesammelten Unterschriften vor dem Bayerischen Innen-
ministerium in München am 9.10.2018

>>> Fortsetzung von Seite 1
Aus gutem Grund: Eine Betriebsvereinbarung kann der Arbeitgeber 
jederzeit kündigen und der Betriebsrat hat kein Mittel in der Hand, 
um die Löhne, die Arbeitszeit und die Zuschläge durchzusetzen. Denn 
zum Streik aufrufen darf er im Gegensatz zur Gewerkschaft nicht. 

Geheimniskrämerei

Nächstes Problem: Die Betriebsvereinbarung dürfen die Beschäftig-
ten nur anschauen – dazu müssen sie ins Personalbüro der Betriebs-
ratsbüro gehen. Sie dürfen sie nicht kopieren und nicht mitnehmen, 
um sich mit einem Fachkundigen zu beraten. Das findet Rudi Kleiber 
ungewöhnlich. »Warum wird daraus eine solche Geheimniskrämerei 
gemacht? In anderen Betrieben ist es durchaus auch üblich, Betriebs-
vereinbarungen auszuhängen.« 

Neben der Betriebsvereinbarung gibt es veränderte Arbeitsverträge, 
die die Beschäftigten unterschreiben sollen. 

Kein Schutz vor Entlassungen

Rudi Kleiber von ver.di entdeckt in den Klauseln und Zusatzverträgen 
etliche Fallstricke. Zum Beispiel: Noch bevor eine einzige neue Druck-
maschine in Betrieb geht, wird die Zahl der Beschäftigten nach und 

nach um die Hälfte reduziert. Das ist Personalabbau auf Vorrat. Nichts 
Konkretes gibt es zum Thema Entlastung und Neueinstellungen von 
befristeten Beschäftigten, kritisiert Rudi Kleiber von ver.di. Mit der 
Folge, dass die verbleibenden Kollegen und Kolleginnen für die ausge-
schiedenen mitarbeiten müssen. Weiter: Mit wie vielen Beschäftigten 
eine Maschine künftig besetzt wird, richtet sich nach den Abgaben 
des Maschinenherstellers.  Maschinenhersteller werben jedoch mit 
Kleinstbesetzungen als Verkaufsargument gegenüber Druckereien, 
wirft Rudi Kleiber ein. Noch eins: Sollten die Umsätze durch Fremdauf-
träge auf einen bestimmten Prozentsatz fallen, darf das Unternehmen 
kündigen. »Damit gibt es keinen Schutz mehr vor Entlassungen«, kri-
tisiert Kleiber. Die Mehrheit des Betriebsrats habe sich den Wünschen 
des Arbeitgebers unterworfen. 

Betriebsratsvorsitzender Josef Karg möchte keine Stellungnahme ab-
geben. Er bricht das Gespräch mit DRUCK+PAPIER ab und zieht alles 
Gesagte zurück.

Der Verlag der Augsburger Allgemeinen war einst Garant für tarifli-
che Normalarbeitsverhältnisse, das ist vorbei, sagt Rudi Kleiber. ver.di 
bietet allen Mitgliedern Beratung an und  empfiehlt, die Einzelarbeits-
verträge nicht zu unterschreiben, da sie die schlechtere Alternative 
zu Tarifverträgen sind.                                                  Michaela Böhm

https://augsburg.verdi.de/fachbereiche/gesundheit-soziale-dienste-wohlfahrt-und-kirchen/++co++87fc938a-cd64-11e8-8670-525400f67940
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Verdi sammelt in Günzburg Unterschriften 
„48 Stunden für die Pflege“ waren die Aktionstage von ver.di am 21. 
und 22. September. Die Dienstleistungsgewerkschaft mobilisierte vor 
Ort für das Volksbegehren „Stoppt den Pflegenotstand in Bayerns 
Krankenhäuser“. Auch in Günzburg wurde im Rahmen der Aktion am 
Freitag in der Kreisklinik auf die Problematik aufmerksam gemacht 
und es wurde zwischen 12.00 und 14.00 Uhr eine Unterschriftensam-
melaktion durchgeführt. Am Samstag wurden ab 9.30 Uhr Unterschrif-
ten in der Günzburger Innenstadt gesammelt.

Am Informationsstand kam mit dem Juso-Bundesvorsitzenden Kevin 
Kühnert auch prominenter Besuch zur Unterstützung der Aktion vor-
bei.

Die Passanten wurden im Rahmen der Aktion auch ausführlich über 
die Ziele des Volksbegehrens informiert. Erfreulich war das große In-
teresse und die positive Resonanz, die dieser Infostand bei der Be-
völkerung fand. Viele Personen kamen auf Grund der Pressevorbe-
richterstattung gezielt in die Innenstadt um uns zu unterstützen, es 
hat sich offensichtlich auch bewährt, dass ver.di in 
Günzburg seit längerer Zeit das Thema Pflege-
notstand intensiv und kontinuierlich „beackert“ 
hat. So konnten wir diese Aktion, auch mit ei-
ner Zwischenbilanz zum Streik für einen Entlas-
tungstarifvertrag, der in der Kreisklinik Günzburg 
genau ein Jahr zuvor stattgefunden hatte, verbin-
den. Wir konnten aufzeigen, dass es uns durch 
den Streik gelungen ist, in der Kreisklinik vor Ort 
mögliche Maßnahmen  zur Entlastung des Pfle-
gepersonal, durchzusetzen. Die Verhandlungen 
der paritätisch zusammengesetzten pflegerischen 
Kommission (VertreterInnen der Klinikleitung und 
der Beschäftigten, sowie der Gewerkschaft ver.di), 

Bezirksvorstand Fachbereich 9 legt seine Ziele und Planung fest

Der neu gewählte Bezirksfachbereichsvorstand 
des Fachbereichs 9 traf sich Ende August 2018 
zu einer Klausur. In guter Atmosphäre und mit 
ausreichendem Zeitansatz, wurde der Rahmen 
für die Arbeit in den nächsten 4 Jahren abge-
steckt. Diskussionsinhalt waren auch die bishe-
rigen Aktionen, wobei hier in den Diskussionen 
erarbeitet wurde, alt Bewährtes mit neuen Ide-
en zu ergänzen. So sollen künftig auch aktuelle 
politische Themen nicht zu kurz kommen. Un-
ser Ziel im Fachbereich 9 ist es nach wie vor, 
auch über interessante Veranstaltungen mehr 
Kolleginnen und Kollegen dafür zu interessie-
ren, auch die bisher noch nicht Mitglieder sind.

Der neu gewählte Bezirksfachbereichsvorstand 
wünscht sich bei seiner Arbeit auch viel Unter-
stützung und Anregungen von den Kollegin-
nen und Kollegen. Nur so können wir gemein-
sam Ziele für die Mitglieder umsetzen.

Infostand und Unterschrif-
tensammlung „Stoppt den  
Pflegenotstand an Bayerns 

Krankenhäusern“ in 
Günzburg am 22.09.2018 – 

dritter von rechts:   
Kevin Kühnert (Juso- 
Bundesvorsitzender)

 

Pressekontakt 
Harald Weinberg: 0179 6991662 
Adelheid Rupp: 0172 8301041 
Stefan Jagel: 0151 14293474 

Kontakt zum Volksbegehren 
www.stoppt-pflegenotstand.de  
info@stoppt-pflegenotstand.de 
0163 6742510 

Postadresse 
Volksbegehren Pflegenotstand 
c/o Harald Weinberg MdB 
Äußere-Cramer-Klett-Straße 11-13 
90489 Nürnberg 
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102.137 Unterschriften gegen den Pflegenotstand in Bayern 

Die erste Hürde ist geschafft: 102.137 Unterschriften hat das Bündnis „Stoppt den 
Pflegenotstand an Bayerns Krankenhäusern“ heute präsentiert. Es ist die bislang höchste Anzahl 
an Unterschriften, die je im Rahmen eines Zulassungsantrags für ein Volksbegehrens in Bayern 
gesammelt wurden – und das nach einer nur zweimonatigen Sammelphase. 

Aktive des Volksbegehrens versammelten sich heute mit Bannern, Fahnen und den gesammelten 
Unterschriften vor dem Bayerischen Innenministerium. Mit tatkräftiger Unterstützung des 
Bayerischen Löwen wurde die Pflege in Bayern reanimiert. Pflegekräfte aus bayerischen Kliniken, 
die erfolgreich die Unterschriften gesammelt haben, berichteten von ihrem Arbeitsalltag sowie 
den zahlreichen Gesprächen und gemeinsamen Erfahrungen während der Sammelphase. Auch die 
Vorsitzenden der im Bündnis vertretenen Parteien, Natascha Kohnen (BayernSPD), Eike Hallitzky 
(Bündnis90/Die Grünen) und Ates Gürpinar (DIE LINKE. Bayern) nahmen an der Aktion teil. 

Vor einer beeindruckenden Kulisse aus Unterschriftenstapeln betonte der Beauftragte des 
Volksbegehrens, Harald Weinberg (MdB DIE LINKE): „Die Personaluntergrenzen von 
Bundesgesundheitsminister Spahn sind blanker Hohn. Sie gelten nur für vier Bereiche und werden 
keine Entlastung bringen. Mit diesen Personalvorgaben wird der Pflegenotstand gesetzlich 
festgeschrieben, nicht behoben. Mit unserem Volksbegehrens zeigen wir, dass es anders geht: Wir 
wollen einen gesetzlichen Personalschlüssel für alle Stationen in den Krankenhäusern 
durchzusetzen. Nur so können die Qualität der PatientInnenversorgung sowie die 
Arbeitsbedingungen im Krankenhaus verbessert werden.“ 

Adelheid Rupp, stellvertretende Beauftragte des Volksbegehrens: „Nach den motivierenden 
Erfahrungen und der breiten Unterstützung während der Sammelphase sind wir zuversichtlich, 
eine Verbesserung der Krankenhauspflege zu erreichen. Auch jenseits der 
Unterschriftensammlung hat das Volksbegehren die Pflegebewegung in Bayern einen großen 
Schritt nach vorne gebracht – in der Vernetzung von Pflegekräften und der Sensibilisierung 
innerhalb der Bevölkerung.“ 

Luise Klemens, Landesbezirksleiterin von ver.di Bayern: „Ministerpräsident Söder hat unser 
Volksbegehren nicht unterschrieben, mit dem Argument, dass er es selber umsetzen will. Das 
erwarten wir jetzt von ihm!“ 

stehen kurz vor einem erfolgreichen Abschluss. Beispiele für die Maß-
nahmen die getroffen werden, dass Betten auf betroffenen Stationen 
nicht belegt werden dürfen wenn Personal fehlt, oder wie das Pflege-
personal von Tätigkeiten entlastet wird, die auch andere zusätzliche 
Beschäftigte erledigen können. Alle an den Verhandlungen Beteiligten 
sind sich bewusst, dass eine grundsätzliche Besserung der angespann-
ten Situation in den Krankenhäusern nur durch verbesserte Rahmen-
bedingungen zu erreichen ist.

Als sehr hilfreich bei unserer Mobilisierung für ein Volksbegehren hat 
sich erwiesen, dass ein breites Bündnis von Organisationen (ver.di, 
Die Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, KAB, DGB-Kreis Günzburg 
und weitere) unser Anliegen unterstützt hat. Auch wenn der große 
Durchbruch – eine gesetzliche Pflegepersonalregelung – sicher noch 
nicht erreicht ist, haben wir durch unsere Arbeit mit die Voraussetzung 
geschaffen, um unserem Ziel Bedingungen für eine gute Pflege durch-
zusetzen, näher zu kommen. 

Der neu gewählte Bezirksfachbereichsvorstand des Fachbereichs 9
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Warnstreiks bei Amazon in Graben werden fortgesetzt  
Amazon muss gesellschaftliche Verantwortung übernehmen 
Nachdem die Beschäftigten bei der Amazon FC Graben GmbH, 
in Graben am 27.09.2018 sich im Streik befanden, hat ver.di am 
5. und 6.10.2018, die Beschäftigten erneut zum Arbeitskampf 
aufgerufen. Gerade im Kampf um gute und gesunde Arbeit sind 
diese existenzsichernden Tarifverträge ein zentraler Schritt. 

Muss dem Arbeitgeber die private Handynummer mitgeteilt werden?

Antwort Nein, das hat das Thüringer Landesarbeitsgericht (LAG) zu 
Recht entschieden. Der Arbeitgeber hat sein System der Rufbereit-
schaft zur Einrichtung eines Notdienstes geändert und dabei verlangt, 
dass die Beschäftigten ihre privaten Handynummern bekannt geben, 
um außerhalb des Bereitschaftsdienstes im Notfall erreichbar zu sein. 
Ein Beschäftigter hat sich geweigert, seine Nummer zu nennen. Daher 
hat er eine Abmahnung erhalten. Er hat Klage auf deren Entfernung 
aus der Personalakte erhoben und Recht bekommen. 

Das LAG begründet dies damit, dass der Arbeitgeber die Herausga-
be der privaten Handynummer nicht verlangen dürfe, da dies ein er-
heblicher Eingriff in das informationelle Selbstbestimmungsrecht der 
Beschäftigten darstelle, der nur durch ein berechtigtes Interesse des 
Arbeitgebers gerechtfertigt sein könne. Es ist also eine Interessenab-
wägung vorzunehmen. Hierbei ist zu beachten, dass die Bekanntgabe 
der Nummer besonders tief in die persönliche Sphäre des Beschäftig-
ten eingreift, da er hierdurch ständig für den Arbeitgeber erreichbar 
ist und er sich ohne Rechtfertigungsdruck dem nicht entziehen kann. 
Daher besteht die Gefahr, nicht zur Ruhe kommen zu können. Hieran 
ändert sich auch nichts, wenn er nur selten zu einem Notfall herange-
zogen wird. 

Gesellschaftliche Verantwortung heißt für uns, dass den Beschäftigten 
ein Einkommen zu bezahlen ist, womit Sie Ihren Lebensunterhalt in der 
heutigen Zeit bedenkenlos bestreiten können und noch viel wichtiger, 
im Alter Ihren wohlverdienten Ruhestand sorglos genießen dürfen. 

Laut Handelsblatt, hebt Amazon der US-Konzern, den Mindestlohn in 
den USA und Großbritannien an und kündigte zudem an, sich dafür 
einzusetzen, dass der staatliche Mindestlohn angehoben wird. 

Der Global angesiedelte Versandhandelsriese Amazon hat tatsäch-
lich, die Möglichkeit mit einem kleinen Schritt, ein existenzsicherndes 
Lebensfundament für seine Beschäftigten zu schaffen, indem er mit 
der Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di einen Tarifvertrag 
schließt. 

Die Beschäftigten der Amazon FC Graben GmbH werden nicht müde, 
sondern vom Arbeitskampf zu Arbeitskampf immer stärker. Darüber 
hinaus hat ihr Arbeitskampfgeist eine Signalwirkung auf alle Beschäf-
tigten im Einzel- und Versandhandel. Nun sind wir alle als Gesellschaft 
gefordert, den Verdrängungswettbewerb durch Konzerne auf dem  
Rücken der Beschäftigten zu verhindern. 

Da der Arbeitgeber das 
bisherige System der Ruf-
bereitschaft selbst geändert 
und damit die Problemlage 
herbeigeführt hat und fer-
ner andere Mittel zur Absi-
cherung eines Notfalls zur 
Verfügung stehen, ist kein be-
rechtigtes Interesse des Arbeit-
gebers gegeben. Deshalb darf 
er die Nummer nicht verlangen.

(LAG Thüringen - 16.05.2018 -  
6 Sa 442/17 – die Revision zum 
Bundesarbeitsgericht wurde nicht 
zugelassen)

aus: Arbeitsrecht im Betrieb 9/2018

ver.di Ortsverein Nördlingen:

Einladung zu Stammtisch für Betriebs- und Personalräte

am Montag, 19. November 2018 im DGB-Heim Nördlingen, Nürnberger Straße um 18 Uhr.

Streik bei Amazon in Graben

§

Weitere Termine zu Veranstaltungen aus der Region gibt es 

auf unserer Homepage unter https://augsburg.verdi.de/

https://augsburg.verdi.de/
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Prof. Butterwegge bei den ver.di Senioren in Augsburg: 
„Die Altersarmut wird sogar noch zunehmen“
Immer mehr Menschen haben Angst vor Altersarmut. Zu Recht, sagt 
der Politwissenschaftler Prof. Christoph Butterwegge von der Uni zu 
Köln. Vor über 150 interessierten Zuhörern im Stadtwerkesaal geht er 
mit der Politik hart ins Gericht, die er eindringlich aufforderte, end-
lich gegenzusteuern. Aus zwei Gründen wird die Altersarmut sogar 
noch zunehmen. Der erste ist die Deregulierung des Arbeitsmarktes. 
Entstanden ist der breiteste Niedriglohnsektor in Europa, in dem fast 
ein Viertel aller Beschäftigten arbeitet. Er bildet das Haupteinfallstor 
für Erwerbs-, Familien- und Kinderarmut sowie spätere Altersarmut. 
Als zweiten Grund nannte er die Demontage der gesetzlichen Ren-
tenversicherung, also die Teilprivatisierung der Altersvorsorge durch 
Einführung der Riester-Rente.

Um die Altersarmut zu bekämpfen, reicht es beispielsweise nicht, das 
Rentenniveau bei 48 Prozent zu stabilisieren. Denn das Problem bei 
denjenigen, die prekär beschäftigt und vor Altersarmut bedroht oder 
betroffen sind, ist ja, dass sie gar nicht genügend Rentenanwartschaf-

Wir sind  
für euch da:
Team für Betriebs- und  
Tarifarbeit, ver.di Augsburg

Von links:  
Timm Graumann, Florian  
Böhme, Aline Gottschalk, 
Stefan Jagel, Sigrid Giampa 
(Geschäftsführerin), Rudi  
Kleiber, Lisa Wiedenmann  
und Sylwia Lech.

Auf dem Bild fehlen:  
Michael Brönner, Robin Faber, 
Wolfgang Lubrich und Maren 
Ulbrich.

ten erworben haben. 

Der Vorsitzende der 
ver.di Senioren Augs-
burg, Wolfgang Schrei-
ber, forderte einen 
Kurswechsel in der 
Rentenpolitik. Wenn 
die ganz normale Ein-
zelhandelskauffrau, der 
Postbote oder die Kran-
kenschwester, auch 
nach einem langen 
Arbeitsleben nur noch 
eine Rente bekommt, 
die die kaum über Sozi-
alhilfeniveau liegt, ist die Legitimation des Systems gefährdet. Versagt 
die erste Säule unseres Rentensystems, die Gesetzliche Rente, ist Al-
tersarmut vorprogrammiert.

Wolfgang Schreiber appellierte an die junge Generation sich auch in 
Zukunft für gute Lohnabschlüsse einzusetzen. Denn wenn die Arbeit-
nehmer mehr Geld bekommen, steigen die Einnahmen der Renten-
versicherungsträger. Und da die Rentenhöhe an die Lohnentwicklung 
gekoppelt ist, steigen auch die Renten. Gleichzeitig müssen noch 
vehementer als bisher, prekäre Arbeitsverhältnisse, Leiharbeit, Werk-
verträge sachgrundlose Befristungen und Minijobs eingedämmt wer-
den. Generell muss der Niedriglohnsektor aufgewertet werden, damit 
überhaupt die Chance besteht, relevante Rentenversicherungspunkte 
anzusammeln. 

Mit einem Wohlfühlbuffet und interessanten Gesprächen endete der 
der Seniorentag 2018.

Prof. Christoph Butterwegge beim ver.di Seniorentag 2018
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Aktionen bis 31. Dezember 2018  
zur Mitgliedergewinnung!
•	 Doppelte Werberprämie 15 EUR + 15 EUR

Infomaterial findet Ihr unter  
https://mitgliedernetz.verdi.de/

Bei Fragen und Anregungen  
wendet Euch an den  
Kampagnenrat unter  
folgender Email-Adresse:  
bz.augsburg@verdi.de V.
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Die Verhandlungen mit dem Klinikum Augsburg zu einem Tarifvertrag 
Entlastung sind gescheitert. Der Arbeitgeber will bisher keine 
verbindliche Regelung mit ver.di abschließen. Deshalb entscheiden 
wir jetzt ob wir für Entlastung streiken! Die Urabstimmung läuft bis 
zum 28. Oktober.
Nimm teil und entscheide mit!

Eure Verhandlungskommission

Achim Craney, Renate Demharter, Benjamin Gampel,
Eva Maria-Nieberle, Steffi Resch

https://mitgliedernetz.verdi.de/
mailto:fb12.augsburg%40verdi.de?subject=Aktion%20Jahr%20des%20Mitglieds
https://augsburg.verdi.de/fachbereiche/gesundheit-soziale-dienste-wohlfahrt-und-kirchen/++co++ffaeba96-0a57-11e8-9845-525400940f89
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Mitgliedsnummer

 

 Beitrittserklärung
 Änderungsmitteilung

Titel Vorname           Name  Ich möchte Mitglied werden ab

         0 1 2 0
Straße   Hausnummer Geburtsdatum

 

 

 
Land/PLZ Wohnort

 
 Geschlecht  weiblich      männlich

Telefon  E-Mail  Staatsangehörigkeit

  

Datenschutzhinweise
Ihre personenbezogenen Daten werden von der Gewerkschaft ver.di gemäß der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und 
dem deutschen Datenschutzrecht (BDSG) für die Begründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft erhoben, verarbeitet und genutzt.  
Im Rahmen dieser Zweckbestimmungen werden Ihre Daten ausschließlich zur Erfüllung der gewerkschaftlichen Aufgaben an dies bezüglich 
 besonders Beauftragte weitergegeben und genutzt. Eine Weitergabe an Dritte erfolgt nur mit Ihrer gesonderten Ein willigung.  
Die euro päischen und deutschen Datenschutzrechte  gelten in ihrer jeweils  gültigen Fassung. Weitere  Hinweise zum  Datenschutz finden  
Sie unter https://datenschutz.verdi.de.

SEPA-Lastschriftmandat

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE61ZZZ00000101497 
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf 
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb 
von acht Wochen, beginnend  mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des 
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit  meinem Kreditinstitut 
verein barten Bedingungen.

Titel / Vorname / Name Kontoinhaber*in (nur wenn abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ/Ort

IBAN BIC

Zahlungsweise

 monatlich  vierteljährlich  zur Monatsmitte
 halbjährlich  jährlich  zum Monatsende

Hiermit erkläre ich  meinen Beitritt zu ver.di  /  zeige Änderungen meiner Daten an1)  und nehme  die Datenschutzhinweise  zur Kenntnis.

Vertragsdaten

Ort, Datum und Unterschrift  
1) nichtzutreffendes bitte streichen

Nur für Lohn- und Gehaltsabzug! 
Personalnummer

Einwilligungserklärung zum Lohn-/Gehaltsabzug in bestimmten Unternehmen:
Ich stimme der Entrichtung meines Mitgliedsbeitrages im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren zu und willige  
in die Übermittlung der hierfür erforderlichen Daten zwischen meinem  Arbeitgeber und ver.di ein. Diese 
Einwilligung kann ich jederzeit mit Wirkung für die Zukunft gegenüber ver.di oder meinem Arbeitgeber 
widerrufen.

Ort, Datum und Unterschrift  

Ort, Datum und Unterschrift  

Beschäftigungsdaten

 Arbeiter*in  Beamter*in  erwerbslos
 Angestellte*r  Selbständige*r

 Vollzeit     Teilzeit         Anzahl Wochenstunden:

 Auszubildende*r / Volontär*in / Referendar*in

  Schüler*in / Student*in (ohne Arbeitseinkommen)       bis

  Praktikant*in   Dual Studierende*r   Sonstiges

 ich bin Meister*in / Techniker*in / Ingenieur*in

Bin / war beschäftigt bei (Betrieb / Dienststelle / Firma / Filiale)

Straße Hausnummer

    
PLZ Ort

    
Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Lohn- / Gehaltsgruppe Tätigkeits- / Berufsjahre 
Bruttoverdienst o. Besoldungsgruppe o. Lebensalterstufe 

€
        

Monatsbeitrag in Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des 
regelmäßigen monat li chen Brutto  verdienstes, jedoch mindestens 2,50 Euro. 

Ich war Mitglied in der Gewerkschaft

von
 

bis

Ich wurde geworben durch: 
Name Werber*in

Mitgliedsnummer

https://mitgliedwerden.verdi.de/beitritt/verdi

